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Bericht 

des Finanz- und Budgetausschusses 

über die Regierungsvorlage (970 der Bei­
lagen): Bundesgesetz, mit dem das Bundes­
gesetz über die Erhöhung der Quote öster­
. reichs beim Internationalen Währungsfonds 
uIid di~ Übernahme der gesamten Quote 
durch die Oesterreichische Nationalbank ge-

ändert wird 

Auf Grund des Bundesgesetzes vom 23. Juni 
1971, BGBl. Nr. 309, besteht die Ermächtigung 
zur übertragung der gesamten österreichischen 
Quote beim Internationalen Währungsfonds auf 
die Oesterreichische Nationalbank. Die National­
bank hatte dem Bund mit Übernahme der Quote 
den dieser Finanzihstitution zur Verfügung ge­
stellten Schillingbetrag gutzubringen und ihre 
Forderung gegen den Bundesschatz um den pari­
tätischen Gegenwert der von ihr dem Bund zum 
Erlag der österreichischen Quote zur Verfügung 
gestellten Goldmengen . und Fremdwährungs­
beträge sowie um die Schillingbeträge zu vermin­
dern, in deren Höhe sie dem Bund einen Kredit 
zur Einlösung der zugunsten des Internationalen 
Währungsfonds begebenen Bundesschatzscheine 
gewährt hatte. . 

Die Quoten der Mitglieder des Internationalen 
Währungsfonds sind zu 2Sa/o in Gold und zu 
7Sa/a in Landeswährung einzuzahlen. Durch die 
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während der parlamentarischen Behandlung des 
obzitierten Gesetzes vorgenommene Paritätsände­
rung des Schillings gegenüber dem Gold hat sich 
eine ziffernmäßige Differenz zwischen den dem 
Internationalen Währungsfonds seinerzeit tatsäch­
lich gezahlten und von der Oesterreichischen N a­
tionalbank kreditierten Schillingbeträgen und 
dem auf Grund der im ,Zeitpunkt der Übertra­
gung geltenden neuen Schillingparität errechneten 
Schilling-Gegenwert dieses Quotenanteiles ' erge­
ben. 

Oer Finanz- und Budgetausschuß hat die gegen­
ständliche Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
7. Dezember 1973 der Vorberatung unterzogen. 
Zum Gegenstand sprachen außer dem Bericht­
erstatter Abgeordneter Dr. Kor e n und der 
Bundesminister für ·Finanzen Dr. A n d r 0 s c h. 
Bei der Abstimmung wurde der Gesetzentwurf 
mit Stimmeneinhelligkeit unverändert angenom­
men. 

Als ,Ergebnis seiner Beratung stellt der Finanz­
und Budgetausschuß den An t rag, der Natio­
nalrat wolle dem von der Bundesregierung vor­
gelegten Gesetzentwurf (970 der Beilagen) die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, am 7. Dezember 1973 

Dr. Tull 
Obmann 
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